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Herr Enderlein, gefällt Ihnen die
neue Regierung?

Ich bin gespannt, wohin sie uns
führt: Das letzte Mal trat Angela
Merkel mit einem neoliberalen
Programm an und entpuppte sich
als Sozialdemokratin. Heute ist sie
sozialdemokratisch angetreten.

Und was macht die FDP?
Eine merkwürdige Partei ist das.
Die FDP hat in den letzten 40 Jah-
ren einen Prozess der Selbstfin-
dung durchgemacht. Anfang der
70er Jahre der soziale Liberalis-
mus, der gegen eine zu große Bal-
lung von Gütern und Geld in den
Händen weniger antritt. Später die
stramm ökonomisch-neoliberale
Partei der Besserverdienenden.
Heute scheint sie eine kleine Volks-
partei sein zu wollen, die für jeden
etwas bietet.

Es gibt etliche Wahlkreise, in de-
nen die FDP über 20 Prozent der
Stimmen hatte. Da muss man ei-
nen Gemischtwarenladen feilhal-
ten.

Das mag sein, aber das Profil lei-
det. Langfristig kann die FDP auf
diese Weise nicht erfolgreich sein.
Dabei gibt es eine Marktlücke für
eine neoliberale Partei.

Wo zeigt sich denn die neue FDP
jenseits von Westerwelle und Brü-
derle?

Ich kenne junge FDPler, die in
den 80er und 90er Jahren groß ge-
worden sind, die haben eine neoli-
berale Denke und wollen den
Markt effizient gestalten. Sie predi-
gen die Bibel der angebotsorien-
tierten deutschen VWL-Tradition
der 80er und 90er Jahre. Diese jun-
gen Leute sind der Überzeugung,
viel Markt und wenig Staat sei die
Lösung, und singen das Lob auf
das Gleichgewicht von Angebot
und Nachfrage.

Ihr Vater, Hinrich Enderlein, war
ein prominenter FDP-Linksab-
weichler der Nachachtundsechzi-
ger. Er war Fraktionschef im ba-
den-württembergischen Landtag
und Wissenschaftsminister in
Brandenburg. Wie sehr prägt Sie
diese Familientradition?

Die Familie prägt vor allem als Fa-
milie. Aber es ist richtig: Als Luft-
ballonverteiler habe ich mit sechs
Jahren für die FDP Wahlkampf ge-
macht auf dem Tübinger Markt-
platz. Eine erste politische Erinne-
rung ist die Spaltung der Partei in
Marktliberale und Sozialliberale.
Ein Idealbild ist so etwas nicht.

Deshalb sind Sie Sozialdemokrat
geworden?

Nein. Erst habe ich Wirtschaftspo-
litik studiert, und dann bin ich So-
zialdemokrat geworden. Ich analy-
siere als Ökonom und bewerte als
Sozialdemokrat.

Ungewöhnliche Kombination im
Deutschland der neunziger Jahre.

Vielleicht liegt es daran, dass ich
Ökonomie nie in Deutschland stu-
diert habe, sondern in Paris und
New York – und in Kombination
mit Politikwissenschaft. Zwei Lek-
tionen habe ich mitgenommen:
Ökonomie ist immer auch Politik,
und zentral ist das gesamtwirt-
schaftliche Gleichgewicht, wie es
der Neo-Keynesianismus be-
schreibt. Ich habe nie daran ge-
glaubt, dass, wenn nur Angebot
und Nachfrage sich treffen, es in
der Welt schon von alleine effi-
zient und gerecht zugeht. Wir
brauchen den Staat, wir müssen
nur seine Aufgaben richtig definie-
ren. Und ich fand immer, dass die
Sozialdemokratie dazu mehr zu sa-
gen hat als der ökonomische
Marktliberalismus.

Da sind wir also wieder bei
Schwarz-Gelb. Auch Frau Merkel
ist jetzt bei Keynes angekommen
und pfeift auf das Sparen.

Das wissen wir noch nicht. Wir
wissen nur, dass Merkel und Wes-
terwelle Steuerentlastungen von 24
Milliarden Euro versprechen.

Ist das gut oder schlecht?
Das ist vor allem unausgegoren.
Die neue Regierung verspricht
Steuerentlastungen ja nicht als
kurzfristiges Konjunkturpro-
gramm gegen die Krise, sondern
als Entlastung frühestens für 2011,
wenn die Krise wahrscheinlich vor-

bei sein wird. Man will das als lang-
fristige Strukturreform verstanden
wissen. Das ist aus meiner Sicht
ziemlicher Unsinn.

Warum?
Weil die Regierung verschweigt,
wie sie die Steuersenkungen im
Haushalt gegenfinanzieren will.

Schwarz-Gelb sagt, das kommt
durchs Wachstum alles wieder
rein.

Das glauben die doch selbst nicht.
Um 24 Milliarden Euro bei gleicher
Ausgabenhöhe zu erzielen, müsste
unsere Wirtschaft jährlich um rund
7 Prozent wachsen. Haben Sie so et-
was schon erlebt? Ich nicht.

Also bleibt nur: Ausgaben strei-
chen oder weiter Schulden ma-
chen?

Das geht beides nicht. Bei den
Staatsausgaben gibt es in diesen Di-
mensionen kaum noch Spiel. 24
Milliarden? Das ist achtmal der
Jahresetat des Auswärtigen Amtes.
Das wird Herrn Westerwelle freu-
en. Weiter auf Pump zu leben ver-
bietet die Verpflichtung gegenüber
der Zukunft – übrigens ganz abge-
sehen von der sogenannten Schul-
denbremse, die von 2013 an einen
ausgeglichenen Haushalt verlangt.

Dann verraten Sie endlich den
Zaubertrick, wie die Regierung
die Steuerentlastungen finanzie-
ren wird?

Ich fürchte, sie werden nicht dar-
um herumkommen, die Abgaben
oder Gebühren an anderer Stelle
zu erhöhen. Es gibt eben nichts ge-
schenkt.

Hätten Sie recht, müssen wir uns
bald auf höhere Beiträge für Ge-
sundheit, Alter, Arbeitslosigkeit
einstellen. Vielleicht auch auf eine
Maut für Autos. Dann wäre die
Steuerentlasterei für die Katz.

Viel schlimmer: Steuern und Abga-
ben mögen ökonomisch ähnlich
sein, verteilungspolitisch sind sie
sehr unterschiedlich. Steuern ho-
len sich wegen der Progression
von den Reichen mehr als von den
Ärmeren. Abgaben dagegen sind
für alle Menschen gleich, oder ihre
Progression ist gedeckelt. Sie tref-
fen die Ärmeren überproportional.

Dann wäre Schwarz-Gelb so et-
was wie ein Wolf im Schafspelz,
der sich am Ende doch als wildes
Tier zu erkennen gäbe: Steuersen-
kungen für die Reichen, Abgaben-
erhöhungen für die Armen?

Ich sage nicht, dass es zwingend so
kommt. Aber ich halte das für sehr
wahrscheinlich. Denn ich glaube

nicht, dass wir mit der FDP lang-
fristig eine soziale Partei an der
Macht haben, nur weil das Schon-
vermögen von Hartz IV erhöht
wurde. Bloß weil einer mal ein
Streichholz anmacht, nimmt die so-
ziale Kälte noch nicht ab.

Das wäre doch politisch töricht.
Denn Schwarz-Gelb wäre ex post
der Lüge überführt, und die Wäh-
ler würden in die Arme der Lin-
ken getrieben.

Ich kann nur sagen: Ich habe bis
heute noch nicht gesehen, wie die-
se 24 Milliarden Euro finanziert
werden sollen. Und je nach Kon-
junkturkontext kann die Haus-
haltslücke ja noch viel größer wer-
den.

Der politisch schonendste Weg
wäre die Inflationierung der
Schulden.

Da haben Sie die Rechnung ohne
die Europäische Zentralbank ge-
macht. Das kann die Geldpolitik
gerade in Europa gar nicht zulas-
sen. Sie muss aus vertraglichen
Gründen und aus ihrem Selbstver-
ständnis heraus die Zinsen erhö-
hen, sobald sie Signale der Teue-
rung erhält.

Also heißt Ihre schwarz-gelbe
Plausibilitätsthese: Auf Steuerent-
lastungen folgen Abgabenerhöhun-
gen.

Ja.
Das werden die Menschen als
schreiende soziale Ungerechtigkeit
brandmarken: Soziale Gerechtig-
keit nimmt in der Wertehierar-
chie den obersten Platz ein. Das
weiß doch auch Schwarz-Gelb.

Natürlich könnte Schwarz-Gelb so-
zialdemokratisch regieren, ich
fürchte aber, dass ihnen dann die
Wähler davonlaufen.

Wohin sollen sie laufen?
Sie können eine neue Partei grün-
den. Von diesem Schicksal kann
die SPD ein Lied singen. Auch in

der CDU werden bald einige wie-
der dafür kämpfen, dass aus der so-
zialdemokratischen Angie die neoli-
berale Maggie wird.

Was würden Sie denn eigentlich
machen?

Ich würde jetzt abwarten, bis die
Konjunkturerholung sich bestätigt,

und dann im Aufschwung die Steu-
ern – und gerade nicht die Abga-
ben – wieder erhöhen.

Ein schönes Hü und Hott wird
das: Steuern runter, Steuern hoch.

Sie haben recht. Es ist sehr schwer
für eine Regierung zu erkennen,
wann der Zeitpunkt für eine Steuer-

senkung oder eine Steuererhöhung
gekommen ist. Außerdem ist das
mit langen parlamentarischen Ver-
fahren verbunden. Aber es gibt ja
auch noch die Anpassung der Steu-
ererträge an das Wachstum: So ent-
stehen Haushaltskonsolidierung in
den guten Zeiten und Defizitfinan-
zierung in den schlechten Zeiten.
Der Staat kann diese Effekte ver-
stärken und in guten Zeiten Leis-
tungsträgern einen Solidaritätszu-
schlag abverlangen.

Sie wählen die sozialdemokrati-
sche Variante. Und die Mitte rea-
giert verschnupft.

Das muss sie nicht. Ich kann nur
nicht übersehen, dass die soziale
Ungleichheit in unserem Land im-
mer mehr zunimmt.

Was meinen Sie damit?
Die Zahlen der OECD sprechen
eine klare Sprache. In keiner Indus-
trienation steigen die Ungleichhei-
ten schneller. Wir haben die Bil-
dungs- und Weiterbildungsrevolu-
tion verschlafen. Das erklärt auch
unsere hohen Arbeitslosenzahlen
und die große Zahl der Geringver-
diener. Wir müssen endlich eine
Debatte darüber führen, was uns
soziale Gerechtigkeit wert ist.

Warum dringt die Sozialdemokra-
tie damit nicht durch?

Tony Blair hat einmal gesagt, es
gäbe keine linke und keine rechte
Wirtschaftspolitik, sondern nur rich-
tige oder falsche. Das ist Unsinn.
Jede wirtschaftspolitische Entschei-
dung hat Umverteilungseffekte,
schafft Anreize. Wir müssen uns fra-
gen, wie viel Effizienzverluste wir
uns um der gesellschaftlichen Ge-
schlossenheit willen leisten wollen.

Wer wird am Ende der nächsten
vier Jahre das Rennen um die bes-
ten wirtschaftspolitischen Konzep-
te gewonnen haben – Schwarz-
Gelb oder die sozialdemokratische
Opposition?

Ich glaube daran, dass sich das Sys-
tem fast physikalisch austarieren
wird: Schwarz-Gelb wird am Ende
das neoliberale Profil wählen. Dann
entsteht wirtschaftspolitischer Spiel-
raum für die SPD.

Das Gespräch führte Rainer Hank.

Abitur mit 1,0, Diplom in Ökono-
mie und Politikwissenschaft unter
den besten drei Prozent am renom-
mierten Institut „Sciences-Po“ in
Paris und heute Professor für Poli-
tische Ökonomie in Berlin: Mit 35
Jahren hat Henrik Enderlein viel
erreicht. Studiert hat er nicht nur
in Paris, sondern auch an der New
Yorker Columbia-Universität. Er
war Forscher am Kölner Max-
Planck-Institut für Gesellschafts-
wissenschaft, hat einige Jahre bei
der EZB in Frankfurt gearbeitet
und war Professor an der FU Ber-
lin. Jetzt ist er Vizerektor an der
Hertie School of Governance in
Berlin. Dort werden Führungskräf-
te ausgebildet, die an der Schnitt-
stelle von Politik und Wirtschaft ar-
beiten.

„Bloß weil einer ein
Streichholz anmacht,
nimmt die soziale
Kälte noch nicht ab.“

Original DDR-50er Jahre: Henrik Enderlein in der Hertie School of Governance in Berlin. Hier war einmal das Ministerium für Außenhandel von Alexander Schalck-Golodkowski.  Foto Andreas Pein
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„Mit sechs Jahren
habe ich für die FDP in
Tübingen Luftballons
verteilt.“

„Für Steuersenkungen zahlen die Armen“
Der Politökonom Henrik Enderlein über das Schuldendilemma der neuen Regierung, die Milieus der FDP und seine linken Hoffnungen


